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rung wählt, sie aber dem israelischen Staat 
und seinen imperialistischen Hintermännern 
nicht passt, dann ist von Demokratie schon 
weniger die Rede – und soll die Hamas hin-
weggebombt werden. Im Westjordanland 
hat dieser Putsch bereits funktioniert, jetzt 
versucht man es in Gaza.

Die weitgehende Parteinahme der angeb-
lich so demokratischen und „freien“ westli-
chen Medien für Israel steht auch ganz grund-
sätzlich selbst mit bürgerlich-demokratischen 
Prinzipien in Widerspruch. Die zionistische Be-
siedlung stützte sich auf Landraub, Koloniali-
sierung und Vertreibung. Der UN-Teilungsplan 
von 1947, der der jüdischen Bevölkerungs-
minderheit in Palästina (35%) ohnehin 54% 
des Territoriums zusprach, wurde von der zio-
nistischen Führung nicht akzeptiert. Stattdes-
sen wurden 1948/49 und 1967 immer weite-
re Gebiete Palästinas und Syriens erobert, die 
arabische Bevölkerung durch gezielten Terror 
vertrieben, ihre Existenzgrundlagen vernich-
tet, um eine Rückkehr auszuschließen. 

Die „TerroristInnen“
Über Jahrzehnte lebten die verbliebenen 
Palästinenser/innen in einem zerstückel-
ten Land, durchzogen von israelischen Mi-
litäreinrichtungen und militarisierten zio-
nistischen Siedlungen, die den Großteil der 
Wasservorkommen okkupieren, und perma-
nenten Übergriffen durch die Besatzungs-
armee ausgesetzt; wer sich dagegen wehrt, 
wird von den proimperialistischen Ignorant/
inn/en in den Redaktionsstuben der „freien 

Medien“ als Terrorist diffamiert – und von 
der israelischen Regierung taxfrei zur Ermor-
dung durch Armee und Geheimdienste aus-
geschrieben. Die offizielle Praxis der „geziel-
ten Tötungen“ durch die israelische Führung 
ist dem westlichen Establishment und seinen 
Schreiberlingen kaum Aufmerksamkeit wert.

Das ist natürlich kein Zufall. Die Funkti-
on Israels und des zionistischen Projektes für 
den Imperialismus ist seit vielen Jahrzehnten 
die eines politischen und militärischen Brü-
ckenkopfes zur Beherrschung der ökono-
misch so wichtigen Region des Nahen und 
Mittleren Ostens. Israel stellt auch für die jü-
dische Bevölkerung eine Sackgasse dar, die 
aufgrund des strukturellen Gegensatzes zu 
den Nachbarstaaten zu einer gefährlichen 
Falle werden kann.

Die israelische Führung will freilich kei-
nen Kompromiss, sondern einen Siegfrieden, 
eine Befriedung der arabischen Bevölkerung 
durch Unterwerfung. Für die Palästinenser/
innen ist ein Leben in wirtschaftlich und mili-
tärisch dem israelischen Staat ausgelieferten 
Ghettos vorgesehen (und wenn ein Ghetto 
wie der Gaza-Streifen aufmuckt, dann muss 
es zur Räson gebracht werden).

Die Natur der Hamas
Die Hamas entstand als Gaza-Zweig der isla-
mistischen Moslembruderschaft, die zuvor 
mit sozialer Wohltätigkeit, aber auch israeli-
scher Unterstützung (zwecks Brechung der 
PLO-Hegemonie), vor Allem im Gazastreifen 
unter den PalästinenserInnen Massenein-

fluss gewinnen konnte. Der Aufstieg der Ha-
mas zu einem bedeutenden Faktor ging mit 
der zweiten Intifada ab 2000 einher; die war 
Ausdruck der politischen Kapitulation und 
der Korruption der PLO. Die Rolle der Hamas 
ist eine zweischneidige: Einerseits ist sie als 
islamistische Organisation der geschwore-
ne Todfeind der organisierten ArbeiterInnen-
bewegung, andererseits erscheint sie vielen 
PalästinenserInnen als die konsequenteste 
Kämpferin gegen das Besatzungsregime.

Als MarxistInnen lehnen wir eine islamis-
tisch-bürgerliche Strömung wie die Hamas 
grundlegend ab. Aber wir verteidigen die de-
mokratische Entscheidung der palästinensi-
schen Bevölkerung, ihre Regierung selbst zu 
wählen. Und wir sind solidarisch mit dem Wi-
derstand der BewohnerInnen von Gaza und 
den anderen palästinensischen Gebieten ge-
gen die israelischen Aggressionskriege.

Die militärische Überlegenheit des zio-
nistischen Staates ist gigantisch, doch auch 
im Libanon musste die israelische Militärma-
schinerie eine demütigende Niederlage hin-
nehmen. Die Situation für die VerteidigerIn-
nen von Gaza ist sicher noch schwieriger, 
aber dennoch ist ein politischer Sieg Israels 
nicht garantiert. Auch internationale Fakto-
ren spielen in diesem Kampf eine Rolle. Des-
halb ist die Verurteilung der israelischen Ag-
gressionspolitik durch die internationale 
ArbeiterInnenbewegung wichtig.

Die europäische Solidarität mit Gaza muss 
sich von jeder Gleichsetzung der israelischen 
Politik mit „den Juden“, die sowohl von An-
tisemitInnen als auch von ZionistInnen be-
trieben wird, distanzieren. Sie muss gleich-
zeitig in ihrem Kampf gegen die israelischen 
Militärschläge, die Blockade und die Besat-
zungspolitik eindeutig sein. Sie muss sich 
klar gegen die fortgesetzte zionistische Ok-
kupations-  und Vertreibungspolitik stellen.

Einen Ausweg aus der verfahrenen Situa-
tion sehen wir letztlich nur in einem gemein-
samen Kampf der jüdischen und arabischen 
Lohnabhängigen im gesamten Gebiet des 
historischen Palästina. Nur die wenigsten jü-
dischen ArbeiterInnen sind gegenwärtig 
zu einer Solidarität mit ihren unterdrückten 
Klassenbrüdern und –schwestern bereit. Die 
Finanzkrise hat aber immerhin das Potential, 
soziale Konflikte innerhalb der israelischen 
Gesellschaft zuzuspitzen und den zionisti-
schen nationalen Schulterschluss aufzubre-
chen. Auf den Trümmern der kapitalistischen 
Ausbeutungsordnung kann perspektivisch 
in Palästina/Israel eine binationale sozialisti-
sche Republik entstehen, die beiden Volks-
gruppen gleiche Rechte garantiert.

von der RSO, 30.12.08, www.sozialismus.net
Statement in voller Länge auf unserer Website

Stoppt das Massaker!
Für Proteste gegen die israelische Invasion im Gaza-Streifen!
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Hessen ist eine Art Miniaturdeutschland. 
Das behaupten zumindest zahlreiche Poli-

tikwissenschaftlerInnen und PR-BeraterInnen. 
Schließlich hat dieses Bundesland im Herzen 
der Bundesrepublik eine Wirtschafts- und Be-
völkerungsstruktur, die der gesamtdeutschen 
sehr ähnlich ist. Hessen ist sozusagen ein 
Trendsetter, denn was in Hessen passiert, soll 
auch auf das große Ganze anwendbar sein. 

Politisch gesehen ist Hessen ein klassi-
scher „Swing State“. In der Vergangenheit ha-
ben sich SPD und CDU geführte Regierungen 
regelmäßig die Klinke in die Hand gegeben. 
Je nachdem wie gerade der Bundestrend war, 
verlor oder gewann man in Hessen. Diesen 
Januar scheint jedoch einiges anders zu lau-
fen – oder doch nicht? Denn der Wahlsieger 
scheint schon längst fest zu stehen. Nicht mal 
der oppositionelle sozialdemokratische Spit-
zenkandidat Thorsten Schäfer-Gümpel glaubt 
noch an eine Erfolgschance gegen den kon-
servativen Amtsinhaber Roland Koch.

Dabei war es ausgerechnet jener Roland 
Koch, der vor 12 Monaten noch als völlig po-
litisch erledigt galt. Seine Hetzkampagne ge-
gen „kriminelle Ausländer“ fand weniger Zu-
stimmung als von ihm erwartet und auch 
beim Thema Studiengebühren konnte sich 
Koch einer breiten Ablehnung in der Wähle-
rInnenschaft sicher sein. Es schien die Stun-
de der Andrea Ypsilanti zu sein, einer ener-
gischen sozialdemokratischen Funktionärin 
vom sogenannten „linken Flügel“ ihrer Par-
tei. Mit markigen Sprüchen für „Politikwech-
sel“ und gegen „Sozialabbau“ kämpfte sie 
um das Vertrauen der Hessen.

Doch der SPD vertrauen? War da nicht 
was, in der jüngeren Vergangenheit? In der 
Zeit von 1998 bis 2005 stellte die SPD schließ-
lich mit Gerhard Schröder den Bundeskanz-
ler und betrieb mit Hartz IV und Co. eine 
Sozialabbaupolitik, wie sie die CDU nicht ein-
drucksvoller hinbekommen hätte.

Rechts und links
Sorgte Ypsilanti also tatsächlich für einen Po-
litikwechsel, nämlich in ihrer eigenen Par-
tei? Natürlich nicht! Ypsilanti und ihre gan-
zen AtzInnen machen in Hessen das, was 
die Sozialdemokratie seit einigen Jahren 
im Bund macht. Sie versuchen der Links-
partei „das Wasser abzugraben“, also zu ver-
hindern, dass die SPD ihre komplette sozia-
le Basis nach links verliert. Das Problem an 
diesem Kuschelkurs mit den alten eigenen 
Idealen ist vor allem eben jene Funktionärs-
schicht von „SchröderianerInnen“, die sich als 
bürgerliche Kraft der „Neuen Mitte“ profilie-
ren wollen und die alte (bürgerliche) Arbei-
terInnenpartei, die die SPD einst war, längst 

abgeschrieben haben. Die „linken“ SPDlerIn-
nen sind zwar bereit, Reformen zugunsten 
der KapitalistInnen mitzugehen, wollen da-
bei aber die Einbindung von Linkspartei und 
Gewerkschaften verstärken, um auch soziale 
Proteste, wie es sie in Hessen z.B. mit der An-
ti-Studiengebührenbewegung gab, besser 
kontrollieren zu können. 

Ypsilanti vermochte es nicht, den Flügel-
kampf siegreich zu beenden. Noch im Wahl-
kampf hatte Ypsilanti, um die eigene Par-
teirechte ruhig zu stellen, erklärt, nicht mit 
der Linkspartei zusammenarbeiten zu wol-
len. Nach der Wahl war sie jedoch auf eben 
diese Partei bei ihrer Wahl zur Ministerpräsi-
dentin angewiesen. Rot-Grün fehlte die rech-
nerische Mehrheit im Landtag. Die Linkspar-
tei-Abgeordneten waren sofort bereit, den 
sozialdemokratischen „Politikwechsel“ zu 
unterstützen, doch vier Abgeordnete aus der 
SPD versagten Ypsilanti die Zustimmung.

Die Neuwahlen
Am 18. Januar stehen in Hessen nun Neu-
wahlen an. Die SPD wird wahrscheinlich 
gleich zu Beginn des „Superwahljahres“ eine 
demütigende Wahlniederlage erleiden und 
damit ein Signal für ganz Deutschland set-
zen, ebenso wie es Wahlen in Hessen schon 
oft in der Vergangenheit getan haben. 

Inwiefern die Ereignisse in Hessen auf ein 
vollständiges Auseinanderbrechen der SPD 
hindeuten, ist schwer zu beantworten. Tatsa-
che ist, dass die Sozialdemokratie nun schon 
seit fast fünf Jahren kontinuierlich auf beiden 
Parteiflügeln verliert. Während der linke- und 
Gewerkschaftsflügel in Richtung Linkspartei 

abwandert, verliert die SPD auf ihrer Rech-
ten an die bürgerlichen Parteien, vor Allem 
an die Grünen.

Dies ist jedoch kein rein temporärer Ver-
lust; Für die Partei ist dies eine langsame 
Kernschmelze. Mit dem Verlust von Mitglie-
dern und WählerInnen geht der Verlust von 
Abgeordnetenmandaten einher, auch der 
Verlust vieler FunktionärInnen – und mit de-
ren Wegbrechen verliert die SPD Einfluss in 
den für sie so wichtigen Gewerkschaften. Die 
Partei dient für junge KarrieristInnen kaum 
noch als Sprungbrett nach oben.

Trotzdem ist sie mit über 500.000 Mitglie-
dern immernoch als die stärkste Partei in der 
deutschen Arbeiterbewegung der Linkspar-
tei um das Siebenfache überlegen. Dies ist 
aber nur im Westen Deutschlands so: Im Os-
ten wird sich dieses Jahr die Linkspartei wahr-
scheinlich mit einer Reihe von Wahlsiegen als 
die politische Alternative zur CDU etablieren. 
Die SPD wird dort zum Juniorpartner, entwe-
der von der CDU oder der Linkspartei. In Sach-
sen droht ihr vier Wochen vor der Bundestags-
wahl ein zudem sehr bitteres Desaster. Sie ist 
dort nur unwesentlich stärker als die rechtsex-
treme NPD: 9,8 zu 9,2% bei der letzten Land-
tagswahl. Sollten die Nazis dieses Jahr stärker 
werden, könnte die SPD zur nur noch viert-
stärksten Kraft im Land Sachsen absteigen.

Die Zukunft der Sozis
Die Sozialdemokratie also bald nur noch au-
ßerparlamentarische Opposition? Das Ausei-
nanderbrechen einer großen Partei wird na-
türlich nicht über Nacht passieren. Aber der 
längerfristige Niedergang der SPD eröffnet 
Möglichkeiten für RevolutionärInnen. Denn 
in der ganzen Geschichte der BRD hat die 
Sozialdemokratie die Funktion erfüllt, die 
ArbeiterInnenbewegung von radikalen Ein-
flüssen abzukapseln.

Der Platz links von der SPD wird momen-
tan hauptsächlich von der Linkspartei besetzt. 
Viele ArbeiterInnen glauben, dass diese Par-
tei ihre Interessen vertritt oder zumindest ein 
„kleineres Übel“ im Vergleich zu den anderen 
Parteien darstellt. Um mit diesen ArbeiterIn-
nen in einen Dialog zu treten, kann es legitim 
sein, diese Partei bei den Wahlen kritisch zu 
unterstützen, wenn gleichzeitig betont wird, 
dass ihr Reformismus überhaupt keinen Bruch 
mit dem herrschenden System darstellt. Wenn 
die Linkspartei in die Verantwortung kommt – 
wie wir vor Kurzem in Hessen gesehen haben 
– zeigt sie selbst, dass sie kaum mehr als eine 
Mini-Sozialdemokratie ist.

von Carsten, Revo Berlin

Tschüssilanti! 
Zum Niedergang der SPD in Hessen und bundesweit
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A N Z E I G E
V.i.S.d.P.: R. Müller, Hamburg

Mike Skinner, besser bekannt als „The 
Streets“, ist ein unscheinbarer Typ aus 

Birmingham.
Aber diese Besinnlichkeit kann kaum auf 

die Bühne übertragen werden, wie mensch 
zum Beispiel am 3. November beim Kon-
zert im Huxley‘s in Berlin-Neukölln beobach-
ten konnte. Skinner wirkte nicht gerade wie 
ein Dichter, sondern wie der dümmste Arsch 
aus Großbritannien, der gerade vom EasyJet-
Flugzeug gestiegen ist und mit einer Pub-
crawl durch Friedrichshain zieht. „Does any-
body have a Jägermeister?“ schreit er in die 
Menge. „Because I came to paaaaaarty!“ 

Dabei hat er gerade eine Platte auf den 
Markt gebracht, die in verschiedener Hin-
sicht neue Richtungen für „The Streets“ be-
deutet. „Everything is Borrowed“ kommt 
ganz ohne elektronische Beats aus, hat aber 
dafür einen großen Chor. Überhaupt werden 
viele musikalische Stile abgedeckt, von Funk 
zu Gospel zu Kinderliedern, alles mit dem 
ungewöhnlichen Sprechgesang von Skin-
ner. Während „The Streets“ mit Texten über 
den Alltag der jungen working class in Eng-
land berühmt wurde – etwa, ob er eine SMS 
an die Frau aus der Disko schicken oder lie-
ber ein paar Tage warten sollte – behandeln 
die neuen Tracks große Themen wie Religion, 
Liebe und Selbstmord. 

Ganz unerwartet schlägt „The Streets“ so-
gar politische Töne an, zum Beispiel über den 
Klimawandel. Skinner singt, nach einer Vor-
lage des US-Komikers George Carlin, dass 
nicht die Erde gefährdet ist, sondern nur die 
Menschen, die darauf leben: „Die Erde wird 
noch lange hier sein, nachdem wir dem Weg 
des Dodos gefolgt sind.“ Im Text beschreibt 
er wunderbar, wie Individuen, die mitten im 
Marktchaos das eigene Überleben sichern 
müssen, sich nicht um die Gesamtwirtschaft 

kümmern können. Auch im Video von „Ever-
ything is Borrowed“ sieht mensch Skinner als 
Familienvater, der gerade aus dem Haus ge-
worfen wird. 

Das fast ausschliesslich studentische Pu-
blikum beim Konzert in Berlin hat vielleicht 
etwas Reflektiertes erwartet. Doch schon die 
Konzerthalle – Huxleys Neue Welt am Her-
mannplatz – liess gleich beim Eintritt Schlim-
mes vermuten: es gab ein starkes Echo (bei 
Sprechgesang!) und Securitys, die mit ihren 
schwarzen Uniformen und Armeestiefel stark 
an 1984 erinnerten. 

Auf der Bühne wirkte Skinner nicht gerade 
philosophisch: mit einer Hand in der Tasche, 
während er sich mit der anderen am Kopf 
kratzte. Er strahlte eine forcierte Partystim-
mung aus: Ein sonst verklemmter Mensch, 
der ganz viele Amphetamine nimmt, um et-
was sozialer und extrovertierter zu wirken. 
Der typische Easyjet-Tourist halt. 

Damit wirkte Skinner ein bisschen wie ein 
Antipopstar. Unsere Popstars stellen Idea-
le dar – Schönheit, Talent, Glamour – die wir 
für unerreichbar halten. Umso faszinierter 
blättern wir durch die Boulevardblätter, um 
zu erfahren, wie sie durch Drogensucht und 
Familiendrama leiden, um ihre menschliche 
Seite zu sehen. Skinner dagegen trägt sei-
ne Menschlichkeit sehr offen zur Schau: ein 
kleiner Mann aus Birmingham auf der Bühne, 
vor der großen Menschenmenge komplett 
überfordert und eher traurig als verwundert. 
Jedem/r aus dem Publikum würde es in einer 
ähnlichen Situation ähnlich gehen, oder? 

Vielleicht sollte „The Streets“ den Bea-
tles folgen und nur noch im Studio arbeiten. 
Denn die Auftritte mögen zum Nachdenken 
gut sein, aber unterhaltsam sind sie nicht 
wirklich – erst recht keine 30 Euro wert! 

von Wladek, Revo Berlin 

KULTURREVOLUTION

The Streets:
Everything
is Borrowed
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Vor 50 Jahren, in der Nacht zum 1. Janu-
ar 1959, ist der kubanische Diktator Ful-

gencio Batista aus dem Land geflohen. Am 
nächsten Morgen sind RebellInnenentrup-
pen unter dem jungen Anwalt Fidel Castro 
in die Stadt Santiago de Cuba einmarschiert. 
Die kubanische Revolution war aber nicht al-
lein das Werk von ein paar tausend Gueril-
leros. Die Studierenden, deren Proteste ge-
gen Batista die Universitäten des Landes 
geschlossen hatten und vor allem die Arbei-
terInnenbewegung, deren Generalstreik die 
Hauptstadt lahm gelegt hatte, spielte eben-
falls eine wichtige Rolle dabei, den Diktator 
zur Flucht zu zwingen. 

Die Einnahme Santiagos markierte den 
Sieg einer Revolution, die zu diesem Zeit-
punkt noch überhaupt nicht sozialistisch war. 
Castro erklärte: „Die kubanische Revolution 
ist nicht rot sondern olivgrün“. Doch die US-
Regierung konnte auch kein unabhängiges, 
nicht-sozialistisches Regime in ihrer Halb-Ko-
lonie Kuba dulden: sie überzog die Castro-
Regierung mit Sanktionen, so dass diese sich 
an die UdSSR für Hilfe wenden musste. 

Castro erklärte am 16. April 1961, zwei 
Jahre nach dem Einmarsch in Santiago, die 
Revolution nachträglich zu einer sozialisti-
schen. Zu dieser Zeit wurden kubanische 
und ausländische KapitalistInnen enteignet 
und eine Planwirtschaft etabliert. Diese Wirt-
schaft unterstand allerdings nicht der Kont-
rolle durch die Massen in Räten, sondern nur 
ihrer selbsternannten „Avantgarde“, einer 
Partei- und Staatsbürokratie. 

Da Kuba nicht direkt dem kapitalistischen 
Markt und seinen Zwängen unterworfen ist, 
geniessen die KubanerInnen Rechte, die für 
andere Länder Lateinamerikas ein Traum wä-
ren: kostenlose Gesundheitsversorgung gibt 
es für alle Menschen, so dass die Lebenserwar-
tung ganze 77 Jahre beträgt und die Alphabe-
tisierungsrate ist höher, die Kindersterblichkeit 
niedriger als in den USA. Es gibt keine kuba-
nischen SoldatInnen in fremden 
Ländern aber dafür Helfe-
rInnen, die Gesundheits-
programme in Venezuela 

oder Alphabetisierungskampagnen in Bolvii-
en unterstützen. 

Trotzdem ist die kubanische Wirtschaft 
von Ineffizienz und Korruption geprägt. Die 
BürokratInnen die die Wirtschaft lenken sind 
nicht in der Lage, die Bedürfnisse der Men-
schen einzuschätzen bzw. ihre Fähigkeiten 
effizient einzusetzen. Nur eine demokrati-
sche Planwirtschaft wäre dazu in der Lage. 

Sozialismus? 
Vor allem nach dem Rücktritt Fidel Castros 
letztes Jahr und dem Amtsantritt seines jün-
geren Bruders Raul stellt sich die Frage: Wo-
hin geht Kuba? Im Wesentlichen gibt es drei 
Perspektiven: 
1) die kubanische Elite, die 1959 enteignet 
wurde und seitdem in Miami bummelt und die 
US-Regierung wünschen sich Folgendes: das 
kubanische Regime soll gestürzt und durch 
ein US-höriges ersetzt werden. Damit könnte 
Kuba zu einem Billiglohnland, ohne jeglichen 
sozialen Schutz für seine EinwohnerInnen, wie 
seine Nachbarn in der Karibik werden. 
2) Teile der Bürokratie, die Kuba seit der Re-
volution beherrschen, wünschen sich Fol-
gendes: die kubanische Planwirtschaft soll 
schrittmäßig, unter Führung der Kommunis-
tischen Partei, in eine Marktwirtschaft ver-
wandelt werden. Dieser „chinesische Weg“ 
wird vor allem vom kubanischen Militär ge-
pusht, das viele „Joint Ventures“ mit auslän-
dischen Konzernen betreibt. 

3) Teile der ArbieterInnen-
klasse, die unter politi-
scher Repression leidet, 

wünschen sich Folgen-
des: die kuba-

nische Wirt-
schaft wird 

demokratisiert, die Bürokratie gestürzt und 
durch ein System von demokratischen Räten 
ersetzt. So könnte der Korruption und der 
schleichenden Einführung des Kapitalismus 
ein Ende gesetzt werden. 

Noch eine Revolution? 
Die kubanische Regierung bleibt heute sehr 
populär, weil sie im Gegensatz zu den meis-
ten Regierungen Lateinamerikas nicht ein-
fach den Befehlen aus Washington nach-
plappert. Aber ihr System ist seinem Wesen 
nach sehr instabil und wird früher oder spä-
ter einem „normalen“ Kapitalismus oder ei-
nem demokratischen Sozialismus weichen 
müssen. Damit die Rechte der kubanischen 
Bevölkerung erhalten bleiben, muss sich die 
letzte Option durchsetzen. 

Sozialismus muss international sein. Eine 
Insel mit 11 Millionen EinwohnerInnen, die 
kaum über Industrie verfügt und vom US-Im-
perialismus bedroht wird, kann nicht allein 
ein sozialistisches System aufbauen. Deswe-
gen wird eine politische Revolution gegen 
die Bürokratie Teil einer Revolution auf dem 
gesamten lateinamerikanischen Kontinent 
sein müssen. Die Erhebungen der letzten 
Jahre in Argentinien, Bolivien, Venezuela und 
vielen anderen Ländern machen deutlich, 
dass nicht nur Kuba von einem Bruch mit der 
Marktwirtschaft profitieren würde. 

Eine solche Revolution gegen die Bürokra-
tie würde nicht bedeuten, dass alle Mitglie-
der der Kommunistischen Partei aus ihren 
Ämtern entfernt werden müssten – zwei-
felsohne gibt es viele unter ihnen, die dem 
Sozialismus mehr verpflichtet sind als dem 
Regime. Aber es bedeutet, dass die bürokra-
tische Kaste, die durch die Tourismusbranche 
enorme Privilegien im Vergleich zur Normal-
bevölkerung bekommt (Handys, DVD-Spie-
ler und besseres Essen) gestürzt, und durch 
ArbeiterInnenräte ersetzt werden. 

In diesem Sinne verteidigen wir die Errun-
genschaften der kubanischen Revolution ge-
gen Angriffe von außen, sei es von den USA, 
der EU, Mexikos... Aber wir verteidigen auch 
die Planwirtschaft gegen jene Teile der Büro-
kratie (wie etwa die höhere Offizierskaste), die 
sie am liebsten ganz abschaffen würden, um 
ihre Privilegien in ein kapitalistisches System 
zu übertragen. Solidarität mit der kubanischen 
Revolution bedeutet auch Unterstützung für 
eine unabhängige ArbeiterInnenbewegung, 
die das System grundlegend ändert. 

von Wladek, Revo Berlin

Sommer, Sonne, 
Sozialismus?
50 Jahre nach der Revolution – wohin geht Kuba?


